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Statistische Verpfl ichtungen 
der Auftraggeber

§ 36. (1) Auftraggeber haben bis zum 
31. August jedes Jahres – bei Auftragge-
bern, die in den Vollziehungsbereich ei-
nes Landes fallen, im Wege der jeweiligen 
Landesregierung – dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
zur Weiterleitung an die Kommission sta-
tistische Aufstellungen über die im voran-
gegangenen Jahr im Oberschwellenbereich 
vergebenen Aufträge zu übermitteln.

Statistische Verpfl ichtungen 
der Auftraggeber

§ 36. (1) Auftraggeber haben bis zum 
31. August jedes Jahres – bei Auftraggebern, 
die in den Vollziehungsbereich eines Landes 
fallen, im Wege der jeweiligen Landesregie-
rung – dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend zur Weiterleitung an 
die Kommission statistische Aufstellungen 
über die im vorangegangenen Jahr im Ober-
schwellenbereich vergebenen Aufträge zu 
übermitteln.

… …

(3) Soweit die Kommission im dafür 
vorgesehenen Verfahren festlegt, dass die 
statistischen Aufstellungen weitere, gege-
benenfalls auch den Unterschwellenbereich 
betreffende Angaben zu enthalten haben, hat 
der Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz durch Ver-
ordnung nähere Bestimmungen über diese, 
nach den Festlegungen der Kommission er-
forderlichen, weiteren Angaben zu erlassen.

(3) Soweit die Kommission im dafür 
vorgesehenen Verfahren festlegt, dass die 
statistischen Aufstellungen weitere, gege-
benenfalls auch den Unterschwellenbereich 
betreffende Angaben zu enthalten haben, hat 
der Bundeskanzler durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über diese, nach den Fest-
legungen der Kommission erforderlichen, 
weiteren Angaben zu erlassen.

Übermittlung von sonstigen Unterlagen
§ 37. Soweit dieses Bundesgesetz, mit 

Ausnahme des § 138, Mitteilungs- oder 
Berichtspfl ichten an die Kommission oder 
Vertragsparteien des EWR-Abkommens 
vorsieht, hat der Auftraggeber bei Verga-
beverfahren – bei jenen, die in den Vollzie-
hungsbereich eines Landes fallen, im Wege 
der jeweiligen Landesregierung – dem Bun-
desminister für Verfassung, Reformen, De-
regulierung und Justiz die erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Dieser 
hat die Unterlagen an die Kommission und 
an die anderen Vertragsparteien des EWR-
Abkommens weiterzuleiten.

Übermittlung von sonstigen Unterlagen
§ 37. Soweit dieses Bundesgesetz, mit 

Ausnahme der Mitteilungs- oder Übermitt-
lungspfl ichten im Rahmen des Korrekturme-
chanismus bzw. eines Verfahrens der Repu-
blik Österreich mit der Kommission gemäß 
§ 138, Mitteilungs- oder Berichtspfl ichten 
an die Kommission, an andere Mitgliedstaa-
ten der EU oder an sonstige Vertragspartei-
en des EWR-Abkommens vorsieht, hat bei 
Vergabeverfahren, die in den Vollziehungs-
bereich des Bundes fallen, der Auftraggeber, 
bei Vergabeverfahren, die in den Vollzie-
hungsbereich eines Landes fallen, der Auf-
traggeber im Wege der jeweiligen Landesre-
gierung dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend die erforderlichen Un-
terlagen zur Verfügung zu stellen. Dieser 
hat die Unterlagen im Wege der Ständigen 
Vertretung Österreichs bei der EU an die
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Kommission, an andere Mitgliedstaaten der 
EU oder an sonstige Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens weiterzuleiten und den 
Bundeskanzler davon zu unterrichten.

… …

Freiwillige Bekanntmachungen 
auf Unionsebene

§ 41. (1) …

Freiwillige Bekanntmachungen 
auf Unionsebene

§ 41. (1) …

(3) Die Übermittlung der Bekanntma-
chungen und Mitteilungen gemäß Abs. 1 
und 2 hat auf elektronischem Weg nach den 
vom Bundesminister für Verfassung, Refor-
men, Deregulierung und Justiz gemäß § 42 
kundgemachten Verfahren für die Übermitt-
lung von Bekanntmachungen und Mitteilun-
gen zu erfolgen. Der Auftraggeber muss den 
Tag der Absendung der Bekanntmachung 
nachweisen können.

(3) Die Übermittlung der Bekanntma-
chungen und Mitteilungen gemäß Abs. 1 
und 2 hat auf elektronischem Weg nach den 
vom Bundeskanzler gemäß § 42 kundge-
machten Verfahren für die Übermittlung von 
Bekanntmachungen und Mitteilungen zu er-
folgen. Der Auftraggeber muss den Tag der 
Absendung der Bekanntmachung nachwei-
sen können.

Bekanntmachungen auf Unionsebene
§ 42. Der Auftraggeber hat Bekannt-

machungen und Mitteilungen der Kommis-
sion unter Verwendung der einschlägigen 
Standardformulare für Bekanntmachungen 
und gemäß den Anforderungen des Anhan-
ges IX zu übermitteln. Als Übermittlung gilt 
auch die zur Verfügung Stellung der Daten 
der Bekanntmachungen und Mitteilungen 
im online-Verfahren. Die Übermittlung 
der Bekanntmachungen und Mitteilungen 
hat auf elektronischem Weg, in Ausnah-
mefällen auch per Fax, zu erfolgen. Der 
Bundes minister für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz hat die von der 
Kommission festgelegten Verfahren für die 
Übermittlung von Bekanntmachungen und 
Mitteilungen im Bundesgesetzblatt kund-
zumachen. Der Auftraggeber muss den Tag 
der Absendung der Bekanntmachung nach-
weisen können. Falls Daten online zur Ver-
fügung gestellt werden, gilt als Absendung 
die Eintragung der Daten im online-System.

Bekanntmachungen auf Unionsebene
§ 42. Der Auftraggeber hat Bekannt-

machungen und Mitteilungen der Kommis-
sion unter Verwendung der einschlägigen 
Standardformulare für Bekanntmachungen 
und gemäß den Anforderungen des Anhan-
ges IX zu übermitteln. Als Übermittlung gilt 
auch die zur Verfügung Stellung der Daten 
der Bekanntmachungen und Mitteilungen 
im online-Verfahren. Die Übermittlung der 
Bekanntmachungen und Mitteilungen hat 
auf elektronischem Weg, in Ausnahmefäl-
len auch per Fax, zu erfolgen. Der Bundes-
kanzler hat die von der Kommission festge-
legten Verfahren für die Übermittlung von 
Bekanntmachungen und Mitteilungen im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. Der Auf-
traggeber muss den Tag der Absendung der 
Bekanntmachung nachweisen können. Falls 
Daten online zur Verfügung gestellt werden, 
gilt als Absendung die Eintragung der Daten 
im online-System.

… …



305

Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicherheit 2012 – BVergGVS 2012

BVergGVS 2012 idF Vergaberechts-
reformgesetz 2018

BVergGVS 2012 idF 
BGBl. I Nr. 7/2016

Bekanntmachungen in Österreich und 
in sonstigen Medien

§ 44. (1) Der Bundesminister für Ver-
fassung, Reformen, Deregulierung und Jus-
tiz und die Landesregierungen haben für 
den jeweiligen Vollziehungsbereich durch 
Verordnung jeweils ein elektronisches Pu-
blikationsmedium festzulegen, in welchem 
die Auftraggeber zusätzliche Bekanntma-
chungen im Oberschwellenbereich veröf-
fentlichen können oder jedenfalls zu ver-
öffentlichen haben. In dieser Verordnung 
sind nähere Festlegungen hinsichtlich der 
Übermittlung der Bekanntmachungen an 
das Publikationsmedium sowie der im Zuge 
der Übermittlung und der Veröffentlichung 
der Bekanntmachungen zu beachtenden Mo-
dalitäten und zu erbringenden Leistungen zu 
treffen.

Bekanntmachungen in Österreich und 
in sonstigen Medien

§ 44. (1) Der Bundeskanzler und die 
Landesregierungen haben für den jeweili-
gen Vollziehungsbereich durch Verordnung 
jeweils ein elektronisches Publikations-
medium festzulegen, in welchem die Auf-
traggeber zusätzliche Bekanntmachungen 
im Oberschwellenbereich veröffentlichen 
können oder jedenfalls zu veröffentlichen 
haben. In dieser Verordnung sind nähere 
Festlegungen hinsichtlich der Übermittlung 
der Bekanntmachungen an das Publikations-
medium sowie der im Zuge der Übermitt-
lung und der Veröffentlichung der Bekannt-
machungen zu beachtenden Modalitäten und 
zu erbringenden Leistungen zu treffen.

… …

Verkürzte Angebots- und Teilnahme-
fristen bei Verwendung elektronischer 

Medien
§ 54. (1) Sofern Bekanntmachungen 

unter Verwendung des einschlägigen Stan-
dardformulars elektronisch erstellt und auf 
elektronischem Weg nach den vom Bun-
desminister für Verfassung, Reformen, De-
regulierung und Justiz gemäß § 42 kund-
gemachten Verfahren für die Übermittlung 
von Bekanntmachungen und Mitteilungen 
übermittelt werden, kann im nicht offenen 
Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung, 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung und beim wettbewerb-
lichen Dialog die Frist für den Eingang der 
Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfah-
ren (§ 51) um sieben Tage verkürzt werden.

Verkürzte Angebots- und Teilnahme-
fristen bei Verwendung elektronischer 

Medien
§ 54. (1) Sofern Bekanntmachungen 

unter Verwendung des einschlägigen Stan-
dardformulars elektronisch erstellt und auf 
elektronischem Weg nach den vom Bundes-
kanzler gemäß § 42 kundgemachten Ver-
fahren für die Übermittlung von Bekannt-
machungen und Mitteilungen übermittelt 
werden, kann im nicht offenen Verfahren 
mit vorheriger Bekanntmachung, im Ver-
handlungsverfahren mit vorheriger Bekannt-
machung und beim wettbewerblichen Dia-
log die Frist für den Eingang der Anträge 
auf Teilnahme am Vergabeverfahren (§ 51) 
um sieben Tage verkürzt werden.

… …

Verkürzte Teilnahme- und Angebotsfris-
ten im beschleunigten Verfahren 

bei Dringlichkeit
§ 55. …

Verkürzte Teilnahme- und Angebotsfris-
ten im beschleunigten Verfahren 

bei Dringlichkeit
§ 55. …
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2. mindestens 10 Tage für den Eingang der 
Anträge auf Teilnahme am Vergabever-
fahren, gerechnet vom Tag der Absen-
dung der Bekanntmachung, sofern die 
Bekanntmachung unter Verwendung des 
einschlägigen Standardformulars elekt-
ronisch erstellt und auf elektronischem 
Weg nach den vom Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz gemäß § 42 kundgemachten 
Verfahren für die Übermittlung von Be-
kanntmachungen und Mitteilungen über-
mittelt wurde;

2. mindestens 10 Tage für den Eingang der 
Anträge auf Teilnahme am Vergabever-
fahren, gerechnet vom Tag der Absen-
dung der Bekanntmachung, sofern die 
Bekanntmachung unter Verwendung des 
einschlägigen Standardformulars elekt-
ronisch erstellt und auf elektronischem 
Weg nach den vom Bundeskanzler ge-
mäß § 42 kundgemachten Verfahren für 
die Übermittlung von Bekanntmachun-
gen und Mitteilungen übermittelt wurde;

… …

Nachweis der berufl ichen 
 Zuverlässigkeit

§ 61. (1) …

Nachweis der berufl ichen 
 Zuverlässigkeit

§ 61. (1) …

(4) Die Behörden und Stellen, welche 
Bescheinigungen gemäß Abs. 2 und 3 aus-
stellen, sind vom Bundesminister für Di-
gitalisierung und Wirtschaftsstandort dem 
Bundesminister für Europa, Integration und 
Äußeres zur Weiterleitung an die Kommis-
sion, die anderen Mitgliedstaaten der EU 
und die sonstigen Vertragspartei des EWR-
Abkommens bekannt zu geben. Der Bun-
desminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort hat den Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz über den Inhalt dieses Schreibens zu 
informieren.

(4) Die Behörden und Stellen, welche 
Bescheinigungen gemäß Abs. 2 und 3 aus-
stellen, sind vom Bundesminister für Wirt-
schaft, Familie und Jugend dem Bundesmi-
nister für europäische und internationale 
Angelegenheiten zur Weiterleitung an die 
Kommission, die anderen Mitgliedstaaten 
der EU und die sonstigen Vertragspartei des 
EWR-Abkommens bekannt zu geben. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend hat den Bundeskanzler über den In-
halt dieses Schreibens zu informieren.

… …

Prüfung der Angemessenheit der 
 Preise – vertiefte Angebotsprüfung
§ 104. (1) …

Prüfung der Angemessenheit der 
 Preise – vertiefte Angebotsprüfung
§ 104. (1) …

(6) Stellt der Auftraggeber bei einem 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich 
fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis 
zur Leistung ungewöhnlich niedrig ist, weil 
der betreffende Bieter eine staatliche Beihil-
fe erhalten hat, so darf er das Angebot allein 
aus diesem Grund nur dann ausscheiden,

(6) Stellt der Auftraggeber bei einem 
Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich 
fest, dass ein Angebotspreis im Verhältnis 
zur Leistung ungewöhnlich niedrig ist, weil 
der betreffende Bieter eine staatliche Beihil-
fe erhalten hat, so darf er das Angebot allein 
aus diesem Grund nur dann ausscheiden,
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wenn der Bieter nach Aufforderung durch 
den Auftraggeber nicht innerhalb einer vom 
Auftraggeber festgesetzten angemessenen 
Frist nachweisen kann, dass die betreffende 
Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Sofern 
ein Auftraggeber aus diesem Grund ein An-
gebot ausscheidet, hat er dies der Kommis-
sion im Wege des Bundesministers für Digi-
talisierung und Wirtschaftsstandort bekannt 
zu geben.

wenn der Bieter nach Aufforderung durch 
den Auftraggeber nicht innerhalb einer vom 
Auftraggeber festgesetzten angemessenen 
Frist nachweisen kann, dass die betreffen-
de Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. So-
fern ein Auftraggeber aus diesem Grund ein 
Angebot ausscheidet, hat er dies der Kom-
mission im Wege des Bundesministers für 
Wirtschaft, Familie und Jugend bekannt zu 
geben.

… …

Form des Vertragsabschlusses
§ 110. (1) …

Form des Vertragsabschlusses
§ 110. (1) …

(3) Der Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz hat, so-
fern dies im Interesse der Sicherung des frei-
en und lauteren Wettbewerbes, des Rechts-
schutzes der Bieter sowie im Interesse einer 
einheitlichen und rechtssicheren Vorgangs-
weise erforderlich ist, durch Verordnung nä-
here Bestimmungen zum Vertragsabschluss 
auf elektronischem Weg, insbesondere zur 
Sicherstellung der Echtheit und Unver-
fälschtheit der elektronisch übermittelten 
Daten durch qualifi zierte elektronische Si-
gnaturen sowie zur Sicherstellung der Ver-
traulichkeit, zu erlassen.

(3) Der Bundeskanzler hat, sofern dies 
im Interesse der Sicherung des freien und 
lauteren Wettbewerbes, des Rechtsschutzes 
der Bieter sowie im Interesse einer einheit-
lichen und rechtssicheren Vorgangsweise 
erforderlich ist, durch Verordnung nähere 
Bestimmungen zum Vertragsabschluss auf 
elektronischem Weg, insbesondere zur Si-
cherstellung der Echtheit und Unverfälscht-
heit der elektronisch übermittelten Daten 
durch qualifi zierte elektronische Signaturen 
sowie zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, 
zu erlassen.

… …

Allgemeines
§ 135. Der 4. Teil des BVergG 2018 gilt 

auch für Rechtsschutzverfahren gemäß die-
sem Bundesgesetz. Verweisungen im 4. Teil 
des BVergG 2018 auf das BVergG 2018 
gelten als Verweisungen auf dieses Bun-
desgesetz bzw. als Verweisungen auf die 
entsprechenden Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes.

Allgemeines
§ 135. Der 4. Teil des BVergG 2006 gilt 

auch für Rechtsschutzverfahren gemäß die-
sem Bundesgesetz. Verweisungen im 4. Teil 
des BVergG 2006 auf das BVergG 2006 
gelten als Verweisungen auf dieses Bun-
desgesetz bzw. als Verweisungen auf die 
entsprechenden Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes.

… …

Zusätzliche verfahrensrechtliche 
 Vorschriften

§ 137. (1) …

Zusätzliche verfahrensrechtliche 
 Vorschriften

§ 137. (1) …
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(5) Falls in einem Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht klassifi zierte In-
formationen betroffen sind, hat ein Antrag 
gemäß den §§ 344, 350 und 354 BVergG 
2018 jedenfalls auch Angaben darüber zu 
enthalten, welcher Vertreter des Antrag-
stellers einer Sicherheitsüberprüfung bzw. 
Verlässlichkeitsprüfung gemäß den §§ 55 
bis 55b SPG bzw. 23 und 24 MBG oder ei-
ner gleichwertigen Sicherheitsüberprüfung 
eines anderen Mitgliedstaates unterzogen 
worden ist und daher die vorgeschriebene 
Sicherheitsstufe für die betroffenen klassi-
fi zierten Informationen aufweist.

(5) Falls in einem Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht klassifizier-
te Informationen betroffen sind, hat ein 
Antrag gemäß den §§ 322, 328 und 332 
BVergG 2006 jedenfalls auch Angaben da-
rüber zu enthalten, welcher Vertreter des 
Antragstellers einer Sicherheitsüberprüfung 
bzw. Verlässlichkeitsprüfung gemäß den 
§§ 55 bis 55b SPG bzw. 23 und 24 MBG 
oder einer gleichwertigen Sicherheitsüber-
prüfung eines anderen Mitgliedstaates unter-
zogen worden ist und daher die vorgeschrie-
bene Sicherheitsstufe für die betroffenen 
klassifi zierten Informationen aufweist.

… …

(8) Als zwingende Gründe eines All-
gemeininteresses gemäß § 356 Abs. 2 
BVergG 2018 gelten im Anwendungsbereich 
dieses Bundesgesetzes insbesondere zwin-
gende Gründe im Zusammenhang mit Ver-
teidigungs- und/oder Sicherheitsinteressen. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat überdies 
von einer Nichtigerklärung des Vertrages 
oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß 
§ 356 Abs. 4 oder 5 BVergG 2018 abzuse-
hen, wenn der Auftraggeber dies beantragt 
hat und die Folgen der Nichtigkeit oder 
Aufhebung die Existenz eines umfassende-
ren Verteidigungs- oder Sicherheitsprogram-
mes, das für die Sicherheitsinteressen eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union von 
grundlegender Bedeutung ist, erheblich ge-
fährden würde.

(8) Als zwingende Gründe eines All-
gemeininteresses gemäß § 334 Abs. 2 
BVergG 2006 gelten im Anwendungsbereich 
dieses Bundesgesetzes insbesondere zwin-
gende Gründe im Zusammenhang mit Ver-
teidigungs- und/oder Sicherheitsinteressen. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat überdies 
von einer Nichtigerklärung des Vertrages 
oder einer Aufhebung des Vertrages gemäß 
§ 334 Abs. 4 oder 5 BVergG 2006 abzuse-
hen, wenn der Auftraggeber dies beantragt 
hat und die Folgen der Nichtigkeit oder 
Aufhebung die Existenz eines umfassende-
ren Verteidigungs- oder Sicherheitsprogram-
mes, das für die Sicherheitsinteressen eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union von 
grundlegender Bedeutung ist, erheblich ge-
fährden würde.

Korrekturmechanismus und  Verfahren 
der Republik Österreich mit der 

 Kommission
§ 138. (1) …

Korrekturmechanismus und  Verfahren 
der Republik Österreich mit der 

 Kommission
§ 138. (1) …

(2) Der Bundesminister für Europa, In-
tegration und Äußeres hat für die rasche 
Weiterleitung von Informationen im Verkehr 
zwischen der Republik Österreich einerseits 
und der Kommission andererseits zu sorgen. 
Schreiben der Kommission in Angelegen-

(2) Der Bundesminister für europäische 
und internationale Angelegenheiten hat für 
die rasche Weiterleitung von Informationen 
im Verkehr zwischen der Republik Öster-
reich einerseits und der Kommission ande-
rerseits zu sorgen. Schreiben der Kommis-
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heiten des Abs. 1 sind vom Bundesminister 
für Europa, Integration und Äußeres unver-
züglich an den Bundeskanzler und den Bun-
desminister für Verfassung, Reformen, Dere-
gulierung und Justiz weiterzuleiten. Sofern 
es sich um Auftraggeber handelt, die in den 
Vollziehungsbereich eines Landes fallen, ist 
die jeweilige Landesregierung zu informie-
ren. Österreichische Stellungnahmen gegen-
über der Kommission sind auf der Grundla-
ge der vom Auftraggeber und von allenfalls 
betroffenen Unternehmern vorzulegenden 
schriftlichen Unterlagen des Vergabever-
fahrens, gegebenenfalls nach Anhörung des 
Auftraggebers bzw. allfällig beteiligter Un-
ternehmer, vom Bundesminister für Verfas-
sung, Reformen, Deregulierung und Justiz 
vorzubereiten und vom Bundeskanzler ab-
zugeben.

sion in Angelegenheiten des Abs. 1 sind vom 
Bundesminister für europäische und inter-
nationale Angelegenheiten unverzüglich an 
den Bundeskanzler weiterzuleiten. Sofern 
es sich um Auftraggeber handelt, die in den 
Vollziehungsbereich eines Landes fallen, ist 
die jeweilige Landesregierung zu informie-
ren. Österreichische Stellungnahmen gegen-
über der Kommission sind auf der Grundla-
ge der vom Auftraggeber und von allenfalls 
betroffenen Unternehmern vorzulegenden 
schriftlichen Unterlagen des Vergabever-
fahrens, gegebenenfalls nach Anhörung des 
Auftraggebers bzw. allfällig beteiligter Un-
ternehmer, vom Bundeskanzler vorzuberei-
ten und im Wege der Ständigen Vertretung 
Österreichs bei der EU abzugeben.

(3) Soweit der Republik Österreich nach 
den Vorschriften des Unionsrechtes Mittei-
lungspfl ichten gegenüber der Kommission 
obliegen, hat der betroffene Auftraggeber 
bzw. die vergebende Stelle oder der betrof-
fene Unternehmer dem Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz spätestens 15 Tage nach Eingang der 
genannten Aufforderung zwecks Weiterlei-
tung an die Kommission folgende Unterla-
gen vorzulegen:
1. vollständige Unterlagen betreffend das 

bemängelte Vergabeverfahren und die 
von der Kommission gemäß Abs. 1 be-
hauptete oder festgestellte Rechtswidrig-
keit, allfällige sonstige zweckdienliche 
Unterlagen und

2. entweder
a) einen Nachweis, dass die Rechtswid-

rigkeit beseitigt wurde, oder
b) eine ausführliche Begründung dafür, 

weshalb die Rechtswidrigkeit nicht 
beseitigt wurde, oder

c) die Mitteilung, dass das betreffende 
Vergabeverfahren entweder auf Be-

(3) Soweit der Republik Österreich nach 
den Vorschriften des Unionsrechtes Mittei-
lungspfl ichten gegenüber der Kommission 
obliegen, hat der betroffene Auftraggeber 
bzw. die vergebende Stelle oder der betrof-
fene Unternehmer dem Bundeskanzler spä-
testens 15 Tage nach Eingang der genannten 
Aufforderung zwecks Weiterleitung an die 
Kommission folgende Unterlagen vorzule-
gen:
1. vollständige Unterlagen betreffend das 

bemängelte Vergabeverfahren und die 
von der Kommission gemäß Abs. 1 be-
hauptete oder festgestellte Rechtswidrig-
keit, allfällige sonstige zweckdienliche 
Unterlagen und

2. entweder
a) einen Nachweis, dass die Rechtswid-

rigkeit beseitigt wurde, oder
b) eine ausführliche Begründung dafür, 

weshalb die Rechtswidrigkeit nicht 
beseitigt wurde, oder

c) die Mitteilung, dass das betreffende 
Vergabeverfahren entweder auf Be-
treiben des Auftraggebers oder aber
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 treiben des Auftraggebers oder aber 
im Rahmen eines Nachprüfungsver-
fahrens ausgesetzt wurde.

 im Rahmen eines Nachprüfungsver-
fahrens ausgesetzt wurde.

(4) In einer Begründung gemäß Abs. 3 
Z 2 lit. b kann insbesondere geltend ge-
macht werden, dass die behauptete Rechts-
widrigkeit bereits Gegenstand eines Nach-
prüfungsverfahrens ist. In diesem Fall hat 
der Auftraggeber den Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz unverzüglich vom Ausgang dieses 
Verfahrens zwecks Verständigung der Kom-
mission zu unterrichten.

(4) In einer Begründung gemäß Abs. 3 
Z 2 lit. b kann insbesondere geltend ge-
macht werden, dass die behauptete Rechts-
widrigkeit bereits Gegenstand eines Nach-
prüfungsverfahrens ist. In diesem Fall hat 
der Auftraggeber den Bundeskanzler un-
verzüglich vom Ausgang dieses Verfahrens 
zwecks Verständigung der Kommission zu 
unterrichten.

(5) Nach einer Mitteilung gemäß Abs. 3 
Z 2 lit. c hat der Auftraggeber dem Bundes-
minister für Verfassung, Reformen, Deregu-
lierung und Justiz gegebenenfalls unverzüg-
lich die Beendigung der Aussetzung oder die 
Eröffnung eines neuen Vergabeverfahrens, 
das sich ganz oder teilweise auf das frühere 
Vergabeverfahren bezieht, zwecks Verstän-
digung der Kommission bekannt zu geben. 
In einer derartigen neuerlichen Mitteilung 
ist entweder zu bestätigen, dass die behaup-
tete Rechtswidrigkeit beseitigt wurde oder 
eine ausführliche Begründung dafür zu ge-
ben, weshalb die Rechtswidrigkeit nicht be-
seitigt wurde.

(5) Nach einer Mitteilung gemäß Abs. 3 
Z 2 lit. c hat der Auftraggeber dem Bun-
deskanzler gegebenenfalls unverzüglich 
die Beendigung der Aussetzung oder die 
Eröffnung eines neuen Vergabeverfahrens, 
das sich ganz oder teilweise auf das frühere 
Vergabeverfahren bezieht, zwecks Verstän-
digung der Kommission bekannt zu geben. 
In einer derartigen neuerlichen Mitteilung 
ist entweder zu bestätigen, dass die behaup-
tete Rechtswidrigkeit beseitigt wurde oder 
eine ausführliche Begründung dafür zu ge-
ben, weshalb die Rechtswidrigkeit nicht be-
seitigt wurde.

Empfang und Verarbeitung  elektronischer 
Rechnungen

§ 138a. Der Auftraggeber hat bei Ver-
gabeverfahren im Oberschwellenbereich 
elektronische Rechnungen gemäß der Eu-
ropäischen Norm EN 16931-1:2017 für die 
elektronische Rechnungsstellung, die entwe-
der der Syntax „UN/CEFACT Cross Indust-
ry Invoice XML message gemäß XML Sche-
mas 16B (SCRDM – CII)“ oder der Syntax 
„UBL für Rechnungen und Gutschriften 
gemäß ISO/IEC 19845:2015“ entsprechen, 
entgegenzunehmen und zu verarbeiten.

… …
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Wirkung eines aufhebenden Erkennt-
nisses auf den abgeschlossenen Vertrag

§ 143. Wird eine Entscheidung einer 
Vergabekontrollbehörde vom Verfassungs- 
oder Verwaltungsgerichtshof aufgehoben 
und wurde vor der Entscheidung des Ver-
fassungs- oder des Verwaltungsgerichtsho-
fes der Zuschlag erteilt, so haben sowohl das 
aufhebende Erkenntnis als auch die gegebe-
nenfalls nachfolgende Feststellung der Ver-
gabekontrollbehörde, dass die angefochtene 
Entscheidung des Auftraggebers rechtswid-
rig war, keine Auswirkungen auf den abge-
schlossenen Vertrag.

Wirkung eines aufhebenden Erkennt-
nisses auf den abgeschlossenen Vertrag

§ 143. Wird eine Entscheidung einer 
Vergabekontrollbehörde vom Verfassungs- 
oder Verwaltungsgerichtshof aufgehoben 
und wurde vor der Entscheidung des Ver-
fassungs- oder des Verwaltungsgerichtsho-
fes der Zuschlag erteilt, so haben sowohl das 
aufhebende Erkenntnis als auch die gegebe-
nenfalls nachfolgende Feststellung der Ver-
gabekontrollbehörde, dass die angefochtene 
Entscheidung des Auftraggebers rechtswid-
rig war, keine Auswirkungen auf den abge-
schlossenen Vertrag.

5. Teil
Straf-, Schluss- und Übergangs-

bestimmungen

Strafbestimmungen
§ 144. (1) Wer als Auftraggeber, des-

sen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG wei-
sungsgebunden sind, oder als von einem 
Verfahren im Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffe-
ne vergebende Stelle oder betroffener Un-
ternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- 
oder Vorlagepfl ichten gemäß den §§ 36, 
37 oder 138 oder gemäß dem § 336 Abs. 1 
BVergG 2018 verletzt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis 
zu 50 000 Euro zu bestrafen.

5. Teil
Straf-, Schluss und Übergangs-

bestimmungen

Strafbestimmungen
§ 144. (1) Wer als Auftraggeber, des-

sen Organe nicht gemäß Art. 20 B-VG wei-
sungsgebunden sind, oder als von einem 
Verfahren im Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes zwischen der Republik 
Österreich und der Kommission betroffe-
ne vergebende Stelle oder betroffener Un-
ternehmer seine Mitteilungs-, Auskunfts- 
oder Vorlagepfl ichten gemäß den §§ 36, 
37 oder 138 oder gemäß dem § 313 Abs. 1 
BVergG 2006 verletzt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis 
zu 50 000 Euro zu bestrafen.

… …

Inkrafttretens- und Übergangs-
vorschriften

§ 145. (1) …

Inkrafttretens- und Übergangs-
vorschriften

§ 145. (1) …

(6) Für das Inkrafttreten der durch das 
Vergaberechtsreformgesetz 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, neu gefassten Bestimmungen 
gilt folgendes:
1. Die Einträge zu § 138a und zum 5. Teil 

im Inhaltsverzeichnis, § 2, § 3 Z 15a, 27, 
27a, 32b, 36 und 43, § 4 Z 4 und 5, § 16, 
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 § 35 Abs. 4, § 36 Abs. 1 und 3, § 37 samt 
Überschrift, § 41 Abs. 3, § 42, § 44 
Abs. 1, § 54 Abs. 1, § 55 Z 2, § 61 Abs. 4, 
§ 104 Abs. 6, § 110 Abs. 3, § 135, § 137 
Abs. 5 und 8, § 138 Abs. 2 bis 5, die 
Überschrift des 5. Teiles, § 144 Abs. 1, 
§ 148, § 150 und Anhang V lit. A treten 
mit dem der Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft; gleichzeitig treten der Ein-
trag zu § 143 im Inhaltsverzeichnis und 
§ 143 samt Überschrift außer Kraft.

2. § 138a samt Überschrift tritt für Auf-
traggeber im Bereich der Bundesvoll-
ziehung mit 18. April 2019, für alle üb-
rigen Auftraggeber mit 18. April 2020 in 
Kraft.

… …

Vollziehung
§ 148. (1) Soweit die Vollziehung der 

in diesem Bundesgesetz geregelten Angele-
genheiten nicht Landessache ist, ist mit der 
Vollziehung
1. des § 138 Abs. 2 vierter Satz der Bun-

deskanzler und der Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz,

2. des § 138 Abs. 2 erster bis dritter Satz 
der Bundesminister für Europa, Integra-
tion und Äußeres,

3. des § 61 Abs. 4 erster Satz der Bundes-
minister für Europa, Integration und 
 Äußeres und der Bundesminister für 
Digi talisierung und Wirtschaftsstand-
ort,

4. der §§ 61 Abs. 4 letzter Satz und 104 
Abs. 6 der Bundesminister für Digitali-
sierung und Wirtschaftsstandort,

5. des § 148 Abs. 4 der Bundesminister für 
Landesverteidigung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz,

6. der §§ 16, 36 Abs. 1 und 3, 37, 42, 44 
Abs. 1, 110 Abs. 3, 138 Abs. 3 bis 5, 142 
und 148 Abs. 2 und 3 der Bundesminis-

Vollziehung
§ 148. (1) Soweit die Vollziehung der 

in diesem Bundesgesetz geregelten Angele-
genheiten nicht Landessache ist, ist mit der 
Vollziehung
1. der §§ 16, 36 Abs. 3, 42, 44 Abs. 1, 47 

Abs. 2, 110 Abs. 3 und 148 Abs. 2 und 3 
der Bundeskanzler,

2. des § 138 Abs. 2 vierter Satz der Bun-
deskanzler und der Bundesminister für 
europäische und internationale Angele-
genheiten,

3. des § 138 Abs. 2 erster und zweiter Satz 
der Bundesminister für europäische und 
internationale Angelegenheiten,

4. der §§ 37 und 61 Abs. 4 erster Satz der 
Bundesminister für europäische und in-
ternationale Angelegenheiten und der 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend,

5. der §§ 139 bis 142 die Bundesministerin 
für Justiz,

6. der §§ 36 Abs. 1, 61 Abs. 4 zweiter Satz 
und 104 Abs. 6 der Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend,

7. der übrigen Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes, soweit nur der Wirkungs-
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 ter für Verfassung, Reformen, Deregulie-
rung und Justiz,

7. der übrigen Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes, soweit nur der Wirkungs-
bereich eines Bundesministers betroffen 
ist, dieser Bundesminister und

8. im Übrigen die Bundesregierung
betraut.

 bereich eines Bundesministers betroffen 
ist, dieser Bundesminister, und

8. im Übrigen die Bundesregierung
betraut.

(2) Soweit völkerrechtliche Verpfl ich-
tungen Österreichs oder die Änderung uni-
onsrechtlicher Vorschriften dies erfordern 
oder dies auf Grund von unionsrechtlichen 
Vorschriften zulässig ist, kann der Bun-
desminister für Verfassung, Reformen, De-
regulierung und Justiz durch Verordnung 
bestimmen, dass anstelle der Anhänge I bis 
X andere Abgrenzungen des Geltungsberei-
ches maßgeblich oder anstelle der aus den 
Anhängen ersichtlichen andere Listen der 
Berufsbezeichnungen oder Unionsvorschrif-
ten bzw. Angaben für Bekanntmachungen zu 
verwenden sind oder andere Merkmale für 
die Veröffentlichung bzw. andere Anforde-
rungen an die Vorrichtungen für die Entge-
gennahme von elektronisch übermittelten 
Datensätzen gelten. Soweit dies im Interesse 
einer einheitlichen und sachgerechten Vor-
gangsweise bei der Vergabe von Aufträgen 
erforderlich ist, kann der Bundesminister für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz durch Verordnung bestimmen, dass 
anstelle des Anhanges VIII andere Muster 
zur Bekanntmachung zu verwenden sind.

(2) Soweit völkerrechtliche Verpfl ich-
tungen Österreichs oder die Änderung uni-
onsrechtlicher Vorschriften dies erfordern 
oder dies auf Grund von unionsrechtlichen 
Vorschriften zulässig ist, kann der Bundes-
kanzler durch Verordnung bestimmen, dass 
anstelle der Anhänge I bis X andere Ab-
grenzungen des Geltungsbereiches maß-
geblich oder anstelle der aus den Anhängen 
ersichtlichen andere Listen der Berufsbe-
zeichnungen oder Unionsvorschriften bzw. 
Angaben für Bekanntmachungen zu ver-
wenden sind oder andere Merkmale für die 
Veröffentlichung bzw. andere Anforderun-
gen an die Vorrichtungen für die Entgegen-
nahme von elektronisch übermittelten Da-
tensätzen gelten. Soweit dies im Interesse 
einer einheitlichen und sachgerechten Vor-
gangsweise bei der Vergabe von Aufträgen 
erforderlich ist, kann der Bundeskanzler 
durch Verordnung bestimmen, dass anstelle 
des Anhanges VIII andere Muster zur Be-
kanntmachung zu verwenden sind.

(3) Sofern der Verweis in Anhang I 
Teil B auf die Militärgüterliste der EU an 
eine neue Fassung dieser Militärgüterliste 
angeglichen werden soll, hat der Bundes-
minister für Verfassung, Reformen, Deregu-
lierung und Justiz die Fundstelle der neu-
en Fassung der Militärgüterliste der EU im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen.

(3) Sofern der Verweis in Anhang I 
Teil B auf die Militärgüterliste der EU an 
eine neue Fassung dieser Militärgüterliste 
angeglichen werden soll, hat der Bundes-
kanzler die Fundstelle der neuen Fassung 
der Militärgüterliste der EU im Bundesge-
setzblatt kundzumachen.

(4) Der Bundesminister für Landes-
verteidigung ist im Einvernehmen mit dem


